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Gesetz zur Änderung und Ergänzung bewertungs- 
rechtlicher Vorschriften und des Einkommensteuer- 
gesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Probleme 

Die erzielbaren Reinerträge in der Forstwirtschaft, im Obst-, 
Hopfen- und Spargelbau haben sich in den letzten Jahren stän- 
dig verschlechtert; sie liegen ganz erheblich unter den Rein- 
erträgen, die für die Bemessung der Ertragswerte in §§ 40 
und 55 Bewertungsgesetz 1965 maßgebend waren. In der Forst- 
wirtschaft, im Obst- und Hopfenbau liegen die Reinerträge 
außerdem weit unter dem Niveau, das für die heute noch ange- 
wendeten Einheitswerte 1935 maßgebend war. 

Die Abgrenzung der landwirtschaftlichen von der gewerblichen 
Tierhaltung in § 51 BewG 1965 und in § 13 EStG entspricht nicht 
mehr den heutigen betriebswirtschaftlichen und agrarpoliti- 
schen Erfordernissen. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die erforderlichen 
Änderungen und Ergänzungen vorgenommen werden. 

C. Alternativen 

Standen nicht zur Diskussion. 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. Die Maßnahmen nach 
Artikel 3 des Gesetzentwurfs führen jedoch ab 1971 bis zum 
Zeitpunkt des steuerlichen Wirksamwerdens der Einheitswerte 
der Hauptfeststellung 1964 zu jährlichen Ausfällen bei der 
Grundsteuer A von annähernd 57 Millionen DM und bei der 
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Vermögensteuer von etwa 0,1 Millionen DM. Die Ausfälle 
bei der Grundsteuer A gliedern sich wie folgt: 

Hopfen 1,3 Millionen DM 

Obstbau 3,7 Millionen DM 

Privatwald 17,0 Millionen DM 

Gemeindewald 14,4 Millionen DM 

Staatswald 20,0 Millionen DM 

Die Änderung der Abgrenzung Landwirtschaft/Gewerbe in § 51 
BewG und § 13 EStG führt zu einer geringfügigen Minderung 
des Gewerbesteuer-Aufkommens. Die übrigen Maßnahmen 
führen zu keinen Steuerausfällen, wenn der Neutralitätsgrund- 
satz des Artikels 3 Abs. 2 BewÄndG gewahrt bleibt. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Stücklen, Ehnes, Dr. Zimmer- 
mann, Strauß, Dr. Probst, Gierenstein, Rainer, Kiechle, Niegel 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Bewertungsgesetzes 

— Drucksache VI/244 — 


über den von den Abgeordneten Krammig, Struve, Ehnes und 
der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 

— Drucksadle VI/491 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Weber (Köln) 


I. Vorbemerkungen 

Die Gesetzentwürfe wurden vom Plenum des 
Deutschen Bundestages in der 26. und 39. Sitzung 
am 28. Januar bzw. 18. März 1970 jeweils an den 
Finanzausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitbera- 
tend überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Vorlagen in mehreren Sitzungen be- 
raten; der Finanzausschuß behandelte die Gesetz- 
entwürfe am 5. Juni 1970. 

Bei den Beratungen im Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wurden von allen Frak- 
tionen wesentliche Änderungen und Ergänzungen 
zu den Initiativanträgen VI/244 und VI/491 einge- 
bracht. Bei der Senkung der Ertragswerte für die 
Forstwirtschaft handelt es sich um einen Gemein- 
schaftsantrag aller Fraktionen, während die Ände- 
rungen in § 51 BewG und in § 13 EStG bezüglich 
der Abgrenzung der landwirtschaftlichen von der 
gewerblichen Tierhaltung sowie die gesamten Vor- 


schriften des Artikels 3 auf die Initiative der Frak- 
tionen der SPD und der FDP zurückgehen. Diesen 
Änderungen und Ergänzungen hat die Fraktion der 
CDU/CSU zugestimmt. 

Der federführende Finanzausschuß hat alle Ände- 
rungen und Ergänzungen übernommen. 

II. Allgemeines 

Die Einheitswerte sind Bemessungsgrundlage für 
eine Reihe von bundesrechtlich geregelten Steuern 
(Grundsteuer, Vermögensteuer, Erbschaftsteuer). Die 
zur Zeit noch angewendeten Einheitswerte sind nach 
den Wertverhältnissen von 1935 ermittelt worden. 
In der Zwischenzeit haben sich die Wertverhältnisse 
sehr unterschiedlich entwickelt. Durch das Gesetz 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes vom 13. Au- 
gust 1965 ist deshalb eine neue Hauptfeststellung 
der Einheitswerte des Grundbesitzes auf den 1. Ja- 
nuar 1964 angeordnet worden. Die seit einigen Jah- 
ren stark rückläufige und bei der Verabschiedung 
des Bewertungsänderungsgesetzes im Jahre 1965 
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nicht übersehbare Reinertragsentwicklung in einigen 
Bereichen der Land- und Forstwirtschaft macht es 
jedoch erforderlich, verschiedene Korrekturen für 
die Bewertung des land- und forstwitschaftlichen 
Vemögens sowohl bei den alten als auch bei den 
neuen Einheitswerten vorzunehmen, um die Be- 
lastung der Steuerpflichtigen bei den einheitswert- 
abhängigen Steuern in eine angemessene Relation 
zu den nachhaltig erzielbaren Reinerträgen zu brin- 
gen. Eine Korrektur der alten Einheitswerte war 
insbesondere deshalb erforderlich, weil nach dem 
Zeitplan der Bundesregierung die neuen Einheits- 
werte erst mit der in Vorbereitung befindlichen 
Steuerreform zum 1. Januar 1974 zur Anwendung 
kommen sollen. 


III. Zu den einzelnen Voschriften 


Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Zur Festsetzung der Ertragswerte für die einzel- 
nen Nutzungen (Nutzungsteile) der Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft in § 40 Abs. 2 BewG 1965 
hatte der Bewertungsbeirat beim Bundesministerium 
der Finanzen auf der Grundlage der Reinertrags- 
verhältnisse mehrerer Jahre vor 1964 und der sich 
seinerzeit abzeichnenden Entwicklung dem Gesetz- 
geber seine Vorschläge unterbreitet. Diese Werte 
hat der Gesetzgeber aus verschiedenen Gründen 
(vgl. zu Drucksache IV/3508, Seite 3) halbiert. Bei 
Hopfen, Spargel und Obstbau haben sich die Rein- 
erträge seit 1964 so sehr verschlechtert, daß auch 
die halbierten Ertragswerte den heutigen Verhält- 
nissen nicht mehr gerecht werden. Daher ist bei 
diesen Nutzungsteilen noch vor der Versendung der 
Einheitswertbescheide an die Steuerpflichtigen und 
vor dem Wirksamwerden der neuen Einheitswerte 
eine Anpassung der Ertragswerte an die veränder- 
ten Verhältnisse erforderlich. Ständig steigende 
Lohn- und Sachkosten sowie zum Teil stark rück- 
läufige Preise haben zu dieser Entwicklung geführt. 
Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen ist nach 
den Vorschlägen des Bewertungsbeirats beim Bun- 
desminister der Finanzen eine Senkung der Ver- 
gleichswerte für Hopfen um 80 v. H. f für Spargel um 
50 v. H. und für Obstbau um 60 v. H. gegenüber den 
sich nach § 40 BewG ergebenden Werten angemes- 
sen. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie der Finanzausschuß sind diesen 
Vorschlägen gefolgt. Durch den Ansatz eines Hek- 
tarwertes von mindestens 1200 Deutschen Mark soll 
verhindert werden, daß Intensivkulturen wesentlich 
niedriger als die landwirtschaftliche Nutzung be- 
wertet werden. 

Zu Nummer 2 

Der Finanzausschuß hat sich der Empfehlung des 
Ernährungsausschusses angeschlossen, den Umfang 
der zur landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnenden 
Tierbestände für die bäuerlichen Familienbetriebe 
zu erhöhen und für Großbetriebe über 220 Hektar 


herabzusetzen. Damit erfolgt eine Anpassung an die 
heutigen betriebswirtschaftlichen Gegebenheiten. 

Zu Nummer 3 

Die Ausführungen zu vorstehender Nummer 1 
gelten für die Forstwirtschaft entsprechend. Eine 
Senkung der sich nach § 55 Abs. 5 BewG ergebenden 
Ertragswerte (Vergleichswerte) um 40 v. H. erscheint 
in Anbetracht der Reinertagsentwicklung angemes- 
sen. Die Festwerte (Mindestwerte) des § 55 Abs. 6 
und 7 BewG sollen nicht in die Senkung einbezogen 
werden. Auch hier sind die Ausschüsse den Vor- 
schlägen des Bewertungsbeirats beim Bundesmini- 
ster der Finanzen gefolgt. 

Zu Nummer 4 

Die Einheits werte der Hauptfeststellung 1964 für 
bebaute Grundstücke in Berlin sind generell um 
20 v. H. ermäßigt (§ 122 BewG). Diese Ermäßigung 
gilt auch für die Wohnteile der in Berlin gelegenen 
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft. Aus den 
gleichen Gründen ist es geboten, auch bei den 
Wirtschaftsteilen der Betriebe der Land- und Forst- 
wirtschaft eine Ermäßigung um 20 v. H. vorzuneh- 
men. 

Zu Artikel 2 

Nach der jetzigen Rechtslage müßte bereits auf 
den 1. Januar 1971 eine neue Hauptfeststellung der 
Einheitswerte des Grundbesitzes durchgeführt wer- 
den. Wenn aber die Anwendung der neuen Ein- 
heitswerte wegen der geplanten Steuerreform ver- 
schoben wird, muß auch der Termin für die nächste 
Hauptfeststellung aufgehoben und neu bestimmt 
werden. Voraussichtlich würde hier der 1. Januar 
1975 in 'Betracht kommen. Er soll jedoch erst durch 
ein später zu erlassendes Gesetz festgelegt werden. 

Zu Artikel 3 

Für die Erhebung der einheitswertabhängigen 
Steuern sind die nach den Wertverhältnissen vom 
1. Januar 1935 festgestellten Einheitswerte vor- 
läufig noch maßgebend. In den nach neuem Recht 
auf den 1. Januar 1964 festzustellenden Einheits- 
werten werden die Vergleichs werte der Forstwirt- 
schaft, des Obstbaues und des Hopfenbaues unter 
Berücksichtigung des Artikels 1 Nummern 1 und 3 
wegen der stark rückläufigen Reinertragsentwick- 
lung in ihrer absoluten Höhe weit unter dem alten 
Niveau liegen. Die wirtschaftliche Lage dieser Spar- 
ten der Land- und Forstwirtschaft hat sich in den 
letzten Jahren ständig verschlechtert. Es ist daher 
erforderlich, die Steuerpflichtigen sofort von den 
überhöhten einheitswertabhängigen Steuern zu ent- 
lasten. Das soll durch pauschale Senkungen der alten 
Einheitswerte der Forstwirtschaft, des Hopfenbaues 
und des Obstbaues mit Wirkung ab 1. Januar 1971 
geschehen. Das Ausmaß der Senkungen entspricht 
im Durchschnitt annähernd dem Ausmaß der Sen- 
kung der Vergleichswerte 1964 gegenüber den Ver- 
gleichswerten 1935. Durch diese Vorschriften sollen 
nur die gröbsten Härten beseitigt werden. Aus die- 
sem Grunde und zur Vermeidung einer weiteren 
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Überlastung der Verwaltung sind nur die Nutzun- 
gen angesprochen, bei denen die Hauptfeststellung 
1964 im Bundesdurchschnitt zu einer Senkung der 
Vergleichswerte um mehr als 50 v. H. führen wird; 
außerdem wird nach § 2 eine Ermäßigung nur durch- 
geführt, wenn die Summe der Ermäßigungsbeträge 
für eine wirtschaftliche Einheit mindestens 1000 
Deutsche Mark ausmacht. Gleichzeitig war es erfor- 
derlich zu bestimmen, wie zu verfahren ist, wenn 
Wertfortschreibungen aus anderen Gründen zu er- 
folgen haben. 

Zu Artikel 4 

Die Änderung des § 51 Abs. 1 BewG durch Arti- 
kel 1 Nr. 2 erfordert eine Anpassung der Vorschrif- 
ten in § 13 des Einkommensteuergesetzes an die 
neue Rechtslage. Diese Anpassung wird durch Arti- 
kel 4 Nr. 1 vorgenommen. 

Artikel 4 Nr. 2 enthält eine Ubergangsregelung 
für 3 Jahre für diejenigen Steuerpflichtigen, die 
durch die neuen Abgrenzungsvorschriften schlech- 
ter gestellt werden als bisher. Betroffen werden 
nur Großbetriebe mit einer landwirtschaftlichen Nut- 
zung von mehr als 220 Hektar. 


Zu Artikel 5 

Durch Artikel 5 § 1 wird bestimmt, daß die ge- 
änderten Vorschriften der §§ 40', 51, 55 und 122 
BewG erstmals bei der Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte auf den 1. Januar 1964 anzuwenden sind 
und daß die auf den 1. Januar 1964 bereits festge- 
stellten Einheitswerte, bei denen die neuen Vor- 
schriften der §§ 40, 51, 55 und 122 BewG noch nicht 
angewendet sind, geändert werden müssen. 

Artikel 5 § 2 enthält, ebenso wie Artikel 4 Nr. 2, 
eine Ubergangsregelung für 3 Jahre für diejenigen 
Steuerpflichtigen, die durch die neuen Abgrenzungs- 
vorschriften schlechter gestellt werden als bisher. 


Zu Artikel 6 

Artikel 6 enthält die Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 7 

Artikel 7 bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes. 


Bonn, den 10. Juni 1970 


Dr. Weber (Köln) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen VI/ 244, VI/491 — 
in der anliegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 8. Juni 1970 

Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Weber (Köln) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung bewertungsrechtlicher 
Vorschriften und des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 1 

Bewertungsgesetz 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Dezember 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1861), zuletzt geändert durch das Repa- 
rationsschädengesetz vom 12. Februar 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 105), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. In § 40 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„(5) Zur Berücksichtigung der rückläufigen 
Reinerträge sind die nach Absätzen 1 und 2 er- 
mittelten Vergleichswerte für Hopfen um 80 vom 
Hundert, für Spargel um 50 vom Hundert und 
für Obstbau um 60 vom Hundert zu vermindern; 
es ist jedoch jeweils mindestens ein Hektarwert 
von 1200 Deutschen Mark anzusetzen. 1 ' 

2. § 51 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Tierbestände gehören in vollem Umfang 
zur landwirtschaftlichen Nutzung, wenn im Wirt- 
schaftsjahr 

für die ersten 20 Hektar 

nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 
für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 7 Vieheinheiten, 
für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 3 Vieheinheiten 
und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regel- 
mäßig landwirtschaftlich genutzten Flächen er- 
zeugt oder gehalten werden. Die Tierbestände 
sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten um- 
zurechnen." 

3. In § 55 wird der folgende Absatz 9 angefügt: 

„(9) Zur Berücksichtigung der rückläufigen 
Reinerträge sind die nach Absatz 5 ermittelten 
Ertragswerte (Vergleichswerte) um 40 vom Hun- 
dert zu vermindern; Absätze 6 und 7 bleiben un- 
berührt." 

4. In § 122 wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Im Hinblick auf die besonderen Verhält- 
nisse der Land- und Forstwirtschaft in Berlin 
(West) sind die Wirtschaftswerte der Betriebe 
der Land- und Forstwirtschaft (§ 46) um 20 vom 
Hundert zu ermäßigen." 


Artikel 2 

Gesetz zur Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Gesetz zur Änderung des Bewertungsgeset- 
zes vom 13. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 851), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Steuerände- 
rungsgesetzes 1969 vom 18. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1211), wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 Abs. 1 erhält der letzte Satz die fol- 
gende Fassung: 

„Der Zeitpunkt der auf die Hauptfeststellung 1964 
folgenden nächsten Hauptfeststellung der Einheits- 
werte des Grundbesitzes wird abweichend von § 21 
Abs. 1 Nr. 1 des Bewertungsgesetzes durch beson- 
deres Gesetz bestimmt." 


Artikel 3 

Gesetz zur Anpassung der Einheitswerte 
an die Reinertragsentwicklung 
in der Forstwirtschaft, im Obstbau 
und im Hopfenbau 
(Einheitswertanpassungsgesetz) 

§ 1 

Anpassung der Einheitswerte 

(1) Bei der Feststellung von Einheitswerten des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes in der vor In- 
kraftreten des Gesetzes zur Änderung des Bewer- 
tungsgesetzes vom 13. August 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 851) geltenden Fassung sind zur Anpas- 
sung an die rückläufige Reinertragsentwicklung fol- 
gende Ermäßigungen vorzunehmen: 

1. für die forstwirtschaftlich genutzten Flächen, 
wenn der Hektarsatz 100 Deutsche Mark über- 
steigt, um 60 vom Hundert; es ist jedoch minde- 
stens ein Hektarsatz von 100 Deutschen Mark 
anzusetzen; 

2. für die obstbaulich genutzten Flächen, 

a) soweit ein besonderer Hektarsatz festgestellt 
ist, um 60 vom Hundert; es ist jedoch minde- 
stens der landwirtschaftliche Hektarsatz an- 
zusetzen; 
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b) soweit ein Zuschlag am landwirtschaftlichen 
Vergleichswert gemacht ist, um 70 vom Hun- 
dert; der landwirtschaftliche Vergleichswert 
bleibt von der Ermäßigung unberührt; 

3. bei den Zuschlägen am landwirtschaftlichen Ver- 
gleichswert für die Sonderkultur Hopfen um 
70 vom Hundert; der landwirtschaftliche Ver- 
gleichswert bleibt von der Ermäßigung unbe- ■ 
rührt. j 

(2) Bei Betriebsgrundstücken, die wie land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen zu bewerten sind, 
findet Absatz 1 entsprechend Anwendung. 


Durchführung der Anpassung 

(1) Die Ermäßigungen nach § 1 sind erstmals 
durch Fortschreibung auf den 1. Januar 1971 von 
Amts wegen ohne Rücksicht auf Fortschreibungs- 
grenzen zu berücksichtigen; die Summe der Ermä- 
ßigungsbeträge muß jedoch mindestens 1000 Deut- 
sche Mark betragen. Wertabweichungen aus ande- 
ren Gründen führen dagegen nur dann zu einer 
Fortschreibung, wenn die Wertfortschreibungsgren- 
zen allein durch diese anderen Wertabweichungen 
erreicht sind. In diesem Fall ist die Ermäßigung 
erst bei dem fortgeschriebenen Einheitswert zu be- 
rücksichtigen. 

(2) Die Ermäßigungen nach § 1 sind erstmals bei i 
Nachfeststellungen auf den 1. Januar 1971 entspre- j 
chend zu berücksichtigen. 

Artikel 4 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), geändert durch das Steuerände- 
rungsgesetz 1970 vom 1970 (Bundesge- 

setzbl. IS... .), wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. § 13 Abs. 1 Ziffer 1 Satz 2 erhält die folgende 
Fassung: 

„Zu diesen Einkünften gehören auch die Ein- 
künfte aus der Tierzucht und Tierhaltung, wenn 
im Wirtschaftsjahr 

für die ersten 20 Hektar 

nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 

für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 7 Vieheinheiten, 

für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 3 Vieheinheiten 

und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten 


je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regel- 
mäßig landwirtschaftlich genutzten Fläche er- 
zeugt oder gehalten werden. 1 ' 

2. In § 52 Abs. 17 werden die folgenden Sätze an- 
gefügt: 

„Die Vorschrift des § 13 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 
ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 1970 beginnen. 
Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann für die 
Wirtschaftsjahre 1971/72, 1972/73 und 1973/74 
§ 13 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 in der bisher geltenden 
Fassung weiter angewandt werden. Der Antrag 
ist bis zum Ablauf der Frist für die Abgabe der 
Einkommensteuererklärung zu stellen." 

Artikel 5 

Schlußvorschriften 

§ 1 

§§ 40, 51, 55 und 122 des Bewertungsgesetzes in 
der Fassung des Artikels 1 dieses Gesetzes sind 
erstmals bei der Hauptfeststellung der Einheits- 
werte auf den 1. Januar 1964 anzuwenden. In den 
Fällen des Satzes 1 sind die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf den 1. Januar 1964 festgestell- 
ten Einheitswerte zu ändern. 

§ 2 

§ 51 des Bewertungsgesetzes in der Fassung des 
Artikels 1 Nr. 2 dieses Gesetzes ist in den Fällen 
des Artikels 2 Abs. 5 des Gesetzes zur Änderung 
des Bewertungsgesetzes vom 13. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 851) erstmals bei der Feststellung 
von Einheitswerten auf den 1. Januar 1971 anzu- 
wenden. Auf Antrag ist § 51 des Bewertungsgeset- 
zes in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Fassung bei der Feststellung von Einheitswer- 
ten auf den 1. Januar 1971, 1. Januar 1972 und 1. Ja- 
nuar 1973 anzuwenden. 

Artikel 6 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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